Schmirn, am 09.09.2003














K U N D M A C H U N G














Am Montag, den 08.09.2003 fand um 20.15 Uhr eine Gemeinderatssitzung statt.











T a g e s o r d n u n g








Beratung und Beschlussfassung bzw. Stellungnahme zum Ansuchen von Riedl Michaela, Grube 66, um Erwerb eines Baugrundes in der Muchnersiedlung.


 


Beratung und Beschlussfassung bzw. Stellungnahme zur Aufnahme eines Darlehens in Höhe von € 200.000,-- für die Finanzierung der Erweiterung der Ortskanalisation nach Kasern.


 


Beratung und Beschlussfassung bzw. Stellungnahme zum Schreiben der Bewohner des Weilers Glinzen betreffend die Verbauung der Glinznerberg-Lawine.


 


Beratung und Beschlussfassung bzw. Festsetzung der Wahlzeiten für die Landtagswahl am 28. September 2003.


 


Beratung und Beschlussfassung bzw. Stellungnahme zum Angebot der TIWAG über die Vergütung für die Einleitung von Drainagewasser in den Schmirnbach.


 


Beratung und Beschlussfassung bzw. Stellungnahme zum Schreiben des Ziegenzuchtvereins Vals Schmirn um Gewährung einer finanziellen Unterstützung.


 


Beratung und Beschlussfassung bzw. Stellungnahme zu den eingelangten Angeboten für den Verkauf von Gemeindeholz.


 


Beratung und Beschlussfassung bzw. Stellungnahme zum Bescheid des Amtes der Tiroler Landesregierung über die Genehmigung des örtlichen Raumordnungskonzeptes und des neu überarbeiteten Flächenwidmungsplanes.


 


Allfälliges:











E r l e d i g u n g








Riedl Michaela, dzt. wohnhaft in Statz 31, 6143 Mühlbachl, hat um Kauf eines Grundstückes im Bereich der Muchnersiedlung angesucht.


Der Gemeinderat nimmt das Ansuchen zur Kenntnis und beschließt einstimmig, das Riedl Michaela ein Grundstück verkauft wird. Damit die eingeschlagene Reihenfolge der Grundverkäufe eingehalten ist, erhält sie die Gp. 2237 mit einem Ausmaß von 339 m². Der Verkaufspreis wurde bereits beim Verkauf der ersten Grundstücke in der Muchnersiedlung indexgebunden festgelegt, sodass dieser nach den beschlossenen Kriterien zu berechnen ist. Die Kosten für die Vertragserstellung und grundbücherliche Durchführung hat die Käuferin zu tragen.





Für die Finanzierung der Erweiterung der Ortskanalisation nach Kasern muss von der Gemeinde ein Darlehen in Höhe von € 200.000,-- aufgenommen werden. Dafür wurden folgende Angebote nach dem 6 Monats EURIBOR mit Stichtag 01.08.2003 abgegeben.





Bank	Indikator	Aufschlag	Gesamtsatz


Tiroler Sparkasse	2,155	0,10	2,255


PSK	2,160	0,12	2,280


ÖKK	2,155	0,17	2,325


Hypobank	2,155	0,18	2,335


Bank Austria	2,155	0,18	2,335


BTV	2,155	0,20	2,355


Raika	2,155	0,25	2,405





Ebenfalls angefragt wurde um eine Fixzinsbindung, die jedoch nicht angewandt werden kann da von den Banken verschiedene Laufzeiten angeboten wurden und daher ein Vergleich nicht möglich ist.





Der Gemeinderat nimmt die Angebote zur Kenntnis und beschließt einstimmig, dass das Darlehen bei der Tiroler Sparkasse aufgenommen wird. 


Das Darlehen wird mit einer Verzinsung nach dem 6 Monats EURIBOR und einem Aufschlag von 0,10 aufgenommen. Die Laufzeit beträgt insgesamt 27 Jahre, davon sind 2 Jahre tilgungsfrei (Bauphase). Die Rückzahlung erfolgt mit ½ Jahresraten jeweils zum 30.06 und 31.12. jeden Jahres.





Die Bewohner des Weilers Glinzen haben mit Schreiben vom 11.08.2003 bei der Gemeinde über die Verbauung der Glinzerberg-Lawine eine Anfrage gestellt. Aus diesem Schreiben geht hervor, dass die Meinung vorherrscht, dass die Gemeinde bei der Reihung der auszuführenden Projekte und beim Ausführungszeitraum wesentlich mitbestimmen kann und daher glauben die Glinzner, dass die Gemeinde das Projekt verzögern würde. Hiezu erklärt, der Bürgermeister, dass er den Vorwurf der Verzögerung entschieden zurückweist, da dies schlichtweg ein „Blödsinn“ ist. 


	Die Mitbestimmung der Gemeinde bei den auszuführenden Projekten beschränkt sich darauf, dass jedes Jahr im August Anfragen gestellt werden, welche Verbauungen von der Wildbach- und Lawinenverbauung geplant sind und welche Mittel im kommenden Jahr von der Gemeinde zur Verfügung zu stellen sind. Die Reihung der Projekte erfolgt von der Wildbach- und Lawinenverbauung, die die entsprechenden Unterlagen ausarbeiten und mit dem Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft absprechen, genehmigen und finanzieren muss.


Die Verbauung der Glinznerberg-Lawine hat sich verzögert, da das geplante Vorhaben mit der Errichtung eines Ablenkdammes nicht ausgeführt werden konnte, da die Geologen den größeren Damm nicht mehr errichten ließen. Es muss ein Projekt mit einer neuen Verbauungsvariante erstellt und genehmigt werden. Lt. Aussage der Wildbach- und Lawinenverbauung soll das Projekt heuer fertig gestellt und verhandelt werden. Falls das vorgelegte Projekt genehmigt wird kann es im nächsten Jahr zur Verbauung gelangen.


Es kann jedoch keine Garantie gegeben werden, dass es wirklich zur Ausführung kommt, da Katastrophenschäden (wie z.B. Galtür ...) nie ausgeschlossen werden können und in einem solchen Fall die zur Verfügung stehenden Bundes- und Landesmittel eingesetzt werden. Außerdem wächst auf die Gebietsbauleitung in Innsbruck der Druck anderer Gemeinden, die immer öfter vorbringen, dass ihre Gemeinde zurückgereiht wird und in Schmirn jedes Jahr Verbauungen durchgeführt werden.


Auch wenn es für unmittelbar Betroffene schwer zu verstehen und noch schwerer zu akzeptieren ist, muss festgestellt werden, dass bestehende Projekte (in unserem Fall das Projekt 1968) fertig gestellt werden und neue Projekte von der Antragstellung bis zur Verwirklichung dauern. Es kann von der Gemeinde jedoch nicht verlangt werden, dass ein Antrag gestellt wird ein begonnenes Projekt nicht fertigzustellen und ein anderes zu beginnen.





Am Sonntag, den 28. September 2003 findet die Landtagswahl 2003 statt. Der Gemeinderat beschließt einstimmig folgende Wahlzeiten:





Wahlsprengel Schmirn I von 7.00 – 13.00 Uhr


Wahlsprengel Schmirn II von 7.00 – 12.00 Uhr





Die Verbotszone wird mit 100 m um die Wahllokale festgelegt.





Mit der Vereinbarung vom 17. August 1995, abgeschlossen zwischen der TIWAG und der Gemeinde Schmirn wurde der Gemeinde für die Einleitung von Drainagewasser in den Schmirnbach oberhalb der Wasserfassung des Kraftwerkes Eggen, eine Vergütung in Aussicht gestellt.


Die in der Vereinbarung aus dem Jahre 1995 verendete Berechnungsmethode wurde auf Grund der Liberalisierung des Strompreises auf die derzeitigen Marktverhältnisse angepasst. Von der TIWAG und der Gemeinde wurden während der letzten 2 Winter Messungen durchgeführt, damit die eingeleitete Menge festgestellt werden konnte. Lt. diesen Messung wurde eine Schüttung von durchschnittlich 7 l/sec. festgestellt. Lt. Berechnung der TIWAG können damit 62.300 kWh Strom jährlich erzeugt werden. Lt. Auskunft der E-control beträgt der Marktwert einer kWh dzt. € 0,0284. Somit ergibt sich ein jährlicher Preis von € 1.770,-- exkl. MWST.


Die TIWAG hat angeboten diese Vergütung in Form einer Einmalzahlung zu leisten. Als Basis zur Berechnung wird eine Abschreibungsdauer von 25 Jahren zugrunde gelegt. Daraus ergibt sich eine Einmalzahlung von € 27.612,-- exkl. MWST. 


Der Gemeinderat nimmt dies zur Kenntnis und beschließt einstimmig, das das Angebot der TIWAG angenommen wird und die Vergütung in Form einer Einmalzahlung Verwendung finden soll.








Der Ziegenzuchtverein Vals Schmirn hat ein Ansuchen um Gewährung einer Unterstützung eingereicht. Der Gemeinderat nimmt das Ansuchen zur Kenntnis und diskutiert über die Art einer finanziellen Unterstützung des Vereines. Da zu wenig Informationen über die Anzahl der Mitglieder bzw. der Tiere die beim Zuchtverein gemeldet sind, bekannt sind beschließt der Gemeinderat einstimmig, dass der Ziegenzuchtverein Vals Schmirn eine einmalige Unterstützung in Höhe von € 150,-- erhält.


 


Vom Waldaufseher Hermann Zingerle wurden für den Verkauf von Gemeindeholz Angebote eingeholt. Die Firmen Pfeifer und Prader haben ein Offert abgegeben. Lt. diesen Unterlagen bezahlt die Fa. Prader für Fichtenholz mehr als die Fa. Pfeifer. Außerdem wurde Lärchenholz von der Fa. Pfeifer gar nicht angeboten, während die Fa. Prader dies ebenfalls kaufen würde. Der Gemeinderat nimmt die Angebote zur Kenntnis und beschließt einstimmig, dass das Holz an die Fa. Prader verkauft wird. Das Holz befindet sich im Bereich Lorleswald unterhalb des Hauses „Klausn“. Auf Grund der ungünstigen Lage ist das Abseilen des Holzes in die Leite notwendig.


 


Von den Raumplanern Lotz&Ortner wurde das Raumordnungskonzept für die Gemeinde Schmirn fertig gestellt und der Landesregierung zur Genehmigung vorgelegt.


Vom Amt der Tiroler Landesregierung wurde mit Bescheid vom 31.05.2001, Zahl: Ve1-546-349/10-2001 das mit Gemeinderatsbeschluss vom 06.09.1999 erlassene Raumordnungskonzept genehmigt.


Gemäß § 67 Tiroler Raumordnungskonzept ist über die Genehmigung des Raumordnungskonzeptes durch die Tiroler Landesregierung ein Gemeinderatsbeschluss zu fassen und durch 2 Wochen öffentlich kundzumachen.


Der Gemeinderat beschließt daher einstimmig, dass die aufsichtsbehördliche Genehmigung des Raumordnungskonzeptes durch das Amt der Tiroler Landesregierung zur Kenntnis genommen und genehmigt wird.


 


Allfälliges:


Der Bürgermeister informiert den Gemeinderat, dass eine Motorsäge kaputt geworden ist und nicht mehr repariert werden konnte. Es musste also eine neue gekauft werden die € 587 gekostet hat. Der Gemeinderat genehmigt dies Kauf einstimmig nachträglich.


 


Der Bürgermeister informiert den Gemeinderat, dass beim PC in der Volksschule der Internetanschluss nicht funktioniert und keine E-Mails empfangen werden können. Auch ist es nicht möglich eine normale Internetseite anzuschauen. Das Problem konnte von der Telekom nicht behoben werden obwohl die Leitung und die Einstellungen des öfteren überprüft wurden. Vom Land wurde angeboten eine Standleitung zu installieren (Tiroler Schulnetz). Die Kosten dafür belaufen sich auf € 214,-- für die Herstellung und € 64,68 monatlicher Gebühr. Der Gemeinderat nimmt dies zur Kenntnis und beschließt einstimmig, dass die Standleitung angeschafft wird, da das Medium Internet immer mehr benötigt wird und daher funktionieren muss.




















 


Der Bürgermeister informiert den Gemeinderat, dass in den Ferien die Schulklassen neu gestrichen wurden. Ebenso wurden die Böden im gesamten Gemeindehaus poliert. Dazu hat die Fa. Heizbösch ein Poliergerät vorgeführt, das sehr gut funktioniert hat. Dieses Gerät würde € 2.200,-- kosten.


Weiters sind in den Schulklassen die Vorhänge zu tauschen. Dafür wurde bei der Fa. Lutz um Muster angefragt, die demnächst vorgestellt werden.


Der Gemeinderat nimmt dies zur Kenntnis und beschließt einstimmig, dass der Ankauf des Poliergerätes im nächsten Budget eingeplant werden soll. Die Kosten für das Streichen der Schulklassen und der Ankauf neuer Vorhänge werden einstimmig genehmigt.


 


Der Bürgermeister informiert den Gemeinderat, dass die Holzteile beim Pavillon neu gestrichen wurden. Der Gemeinderat beschließt einstimmig, dass die Kosten für die Farbe von der Gemeinde übernommen werden.





Der Bürgermeister informiert den Gemeinderat, dass die Güterwegabteilung den Hochgeneinweg im Bereich Saxer Leite fertiggestellt hat und die Endabrechnung vorgelegt hat. Die geplanten Kosten wurden um € 22.000,-- überschritten. Diese Kosten können nachträglich als Katastrophenschäden geltend gemacht werden. Der Gemeinderat nimmt dies zur Kenntnis.


 


Der Bürgermeister informiert den Gemeinderat, dass auch im gerade begonnen Schuljahr wieder ein Schülertransport einzurichten ist. Im Bereich Schmirn-Leite wird dieser wieder von Mader Christoph durchgeführt und für die Volksschule Schmirn werden die Schüler mit dem Schulbus der Gemeinde transportiert.


Steckholzer Anneliese ist an die Gemeinde herangetreten und hat mitgeteilt, dass ihre Tochter die FERARI-Schule in Innsbruck besucht. Dadurch muss sie bereits mit dem Postbus um 6.30 Uhr fahren, der nur ab Toldern fährt. In Anlehnung an die Tatsache, dass dies das neunte Pflichtschuljahr ihrer Tochter ist, hat sie den Antrag gestellt, das die Gemeinde den Transport von Obern bis zur Haltestelle in Toldern übernimmt. Weiters berief sie sich auf eine Vereinbarung aus dem Jahre 1979, in der sich, ihrer Meinung nach, die Gemeinde verpflichtet hat den Schülertransport zu übernehmen, damit das Schulhaus Obern überhaupt verkauft werden konnte.





Eine Nachfrage beim Amt der Tiroler Landesregierung, Schulabteilung, hat ergeben, dass es keine generelle Verpflichtung für die Gemeinde zum Schülertransport gibt. Im Schulorganisationsgesetz ist geregelt, dass der jeweilige Schulerhalter dafür zu sorgen hat, dass die Kinder die Schule besuchen können.


Bei der FERARI Schule handelt es sich um eine Bundesschule, bei der die Gemeinde nicht Schulerhalter ist, also kann die Gemeinde lt. Ansicht der Schulabteilung nicht zu diesem Transport verpflichtet werden. Außerdem wird ausdrücklich darauf verwiesen, dass für derartige Schülertransporte kein Kostenersatz durch das Land möglich ist.


Während der Diskussion des Gemeinderates ob eine Verpflichtung für den Schultransport aus dem Bereich Kasern besteht wurde das Gemeinderatsprotokoll vom 20. Februar 1979 herausgesucht aus dem die Verpflichtung der Gemeinde klar ersichtlich ist.


In diesem Protokoll sind die Bedingungen der Fraktion Ladins, die in der Niederschrift vom 12. Jänner 1979 verfasst wurden wie folgt angeführt:





Die Gemeinde hat dafür zu sorgen, dass die Schulkinder der Fraktion Ladins auf Kosten der Gemeinde bis zur nächsten Schule befördert werden ohne dass den Ladinsern Kosten erwachsen. Gemeint ist die nächste Volksschule. Die Beförderung der Volksschüler hat vom Elternhaus bis zur Schule und wieder zurück zu erfolgen.





Der Gemeinderat nimmt dies zur Kenntnis und kommt einstimmig zu der Auffassung, dass auch aus dieser Vereinbarung keine Verpflichtung für den Transport eines Schulkindes das eine Bundesschule besucht abgeleitet werden kann. Außerdem ist es finanziell nicht tragbar, dass die Gemeinde Schülertransporte durchführt, für die es keine Kostenersätze gibt. Weiters darf die Folgewirkung nicht außer acht gelassen werden.


Ein Schülertransport kann also nur mit einem gegenseitigen Konsens organisiert werden, der nicht gefunden werden konnte, da erst jemand gesucht werden muss, der bereit ist den Transport zu übernehmen.





Von er Bezirkshauptmannschaft Innsbruck wurde mitgeteilt, dass Beauftragung als Fleischbeschautierarzt für Dr. Adolf Grissemann mit 31.12.2003 ausläuft. Diese Beauftragung läuft mit Ende des Jahres aus in dem der bestellte Tierarzt sein 65. Lebensjahr vollendet.


Die Landesveterinärdirektion beabsichtigt daher die Tierärzte DI Tzt. Claus Hackl und DI Tzt Peter Huebser mit Wirkung vom 01.01.2004 als Fleischuntersuchungstierärzte für die Gemeinden Gries, Gschnitz, Matrei, Mühlbachl, Navis, Obernberg, Pfons, Schmirn, Steinach, Trins und Vals zu bestellen.


Der Gemeinderat nimmt dies zur Kenntnis und beschließt einstimmig, dass von Seiten der Gemeinde Schmirn keine Bedenken gegen die geplante Beauftragung bestehen.














								Der Bürgermeister





Angeschlagen am: 10.09.2003


Abgenommen am:
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